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Vorwort

Das Wohnungseigentumsgesetz ist durch das Wohnungseigentumsmodernisie-
rungsgesetz (WEMoG) einschneidend verändert worden. Vor allem die Praxis
stellt dies vor erhebliche Herausforderungen. Die ganze Tragweite der Änderun-
gen ist nicht leicht zu überblicken und wird erst allmählich vollständig erfasst
werden können. Das Schrifttum hat mit diesem Prozess gerade erst begonnen;
ganz sicher wird die Rechtsprechung in den kommenden Monaten nachziehen.
Bis zur endgültigen Klärung vieler Fragen wird es jedoch Jahre dauern.

In der Zwischenzeit will dieses Buch allen, die in der Praxis mit dem Wohnungs-
eigentumsrecht zu tun haben, ein Wegweiser durch das Labyrinth der neuen
Regeln sein. Die beiden Autoren, die dieses Werk in jeder Beziehung als ihr
gemeinsames betrachten, freuen sich auf konstruktive Kritik.

 

Buchholz/Hamburg im Dezember 2020

 

Niki Ruge

Marco Tyarks
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Das WEMoG – grundlegende Erwägungen des Gesetzgebers
und Auswirkungen

Das WEMoG selbst betrachtet sich als eine grundlegende Reform, die Ergebnis
einer intensiven Prüfung der Bundesregierung ist. Im Zuge dieser Überprüfung
wurden Defizite des geltenden Wohnungseigentumsrechts ermittelt, die es abzu-
stellen gelte. Basis waren insoweit einerseits der ursprüngliche Gesetzentwurf
des Bundesrates und andererseits der Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeits-
gruppe. Das Prinzip der Vertragsfreiheit für das Verhältnis der Wohnungseigen-
tümer untereinander wie auch zur Gemeinschaft soll aber nicht angetastet wer-
den. Schwerpunkte der Novelle liegen erklärtermaßen auf folgenden Aspekten:

n Anspruch auf Einbau einer Lademöglichkeit für ein Elektrofahrzeug, barrie-
refreien Aus- und Umbau sowie Maßnahmen des Einbruchsschutzes für Ei-
gentümer, aber auch für Mieter

n Abbau unnötiger Friktionen zwischen dem Wohnungseigentums- und dem
Mietrecht, insbesondere im Hinblick auf die Vorgaben zur Betriebskostenab-
rechnung

n Vereinfachung der Beschlussfassung über bauliche Veränderungen, insbeson-
dere für Maßnahmen, die zu nachhaltigen Kosteneinsparungen führen oder
die Wohnanlage in einen zeitgemäßen Zustand versetzen

n Erweiterung der Rechte von Wohnungseigentümern, insbesondere durch ein
gesetzlich verankertes Recht auf Einsichtnahme in die Verwaltungsunterlagen
und einen jährlichen Vermögensbericht des Verwalters über die wirtschaft-
liche Lage der Gemeinschaft; leichtere Trennung von einem Verwalter bei
Verlust der Vertrauensgrundlage

n Aufwertung der Eigentümerversammlung durch Verlängerung der Ladungs-
frist und Beseitigung von Hürden für die Beschlussfähigkeit; Chancen der Di-
gitalisierung nutzen, insbesondere indem die Online-Teilnahme an Versamm-
lungen und die elektronische Beschlussfassung gestattet werden

n Stärkung des Verwaltungsbeirats
n Verbesserung der Effizienz der Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigen-

tums; klares Konzept für die Rolle der rechtsfähigen Gemeinschaft und ihre
Teilnahme am Rechtsverkehr

n Reduzierung von Streitpotential und Förderung der Streitbeilegung

Bereits nach dem Entwurf der Bundesregierung bestand das übergeordnete Mo-
tiv der Novelle ausdrücklich darin, das Wohnungseigentumsrecht tauglich zu
machen für die Zukunft und ihre Herausforderungen. Die Novelle enthält aber
ebenso Anpassungen an eine bereits eingetretene Veränderung der allgemeinen
Lebensverhältnisse. Die grundsätzliche Eignung des WEG, seine Daseinsberechti-
gung, steht dabei nicht in Frage. Auffällig ist aber, dass mit der Reduzierung

§ 2
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von Streitpotential ein Aspekt thematisiert wird, der schon dem ursprünglichen
WEG-Gesetzgeber am Herzen lag.12 Seine Hoffnung hat sich wohl jedenfalls in-
soweit nicht erfüllt, als das Wohnungseigentum doch zu häufig Anlass für Streit
bietet. Ob der Grund dafür zumindest auch in der Komplexität der Materie
liegt,13 kann an dieser Stelle dahinstehen. Richtig ist sicherlich, dass Rechtspre-
chung und Literatur vor allem in den zurückliegenden beiden Jahrzehnten zu
einer erheblichen Ausdifferenzierung der an sich überschaubaren normativen
Landschaft des WEG beigetragen haben. Allerdings betrachten sich Wohnungsei-
gentümer erfahrungsgemäß in erster Linie als Eigentümer und nicht als Teilhaber
an einer Gemeinschaft neben anderen Miteigentümern. Abzuwarten bleibt, ob
die Novelle an diesem grundsätzlichen Ausgangspunkt etwas verändert.

Die vorgenannten Schwerpunkte des Reformbedarfs wurden im Zuge der Erör-
terungen weiter konkretisiert und zu insgesamt vierzehn einzelnen Aspekten fort-
entwickelt, die im Wesentlichen das Maßnahmenpaket des WEMoG bilden.14 Es
beinhaltet demnach

1. Förderung der Elektromobilität, der Barrierereduzierung und des Einbruchs-
schutzes; Glasfaseranschluss,

2. Erleichterung baulicher Maßnahmen,
3. Stärkung der Rechte der Wohnungseigentümer,
4. Stärkung des Verwaltungsbeirats,
5. Nutzung der Möglichkeiten der Digitalisierung,
6. Rechtssicherheit in der Begründungsphase,
7. Harmonisierung von Mietrecht und Wohnungseigentumsrecht,
8. Vereinfachung der Jahresabrechnung,
9. Ordnung der Rechtsbeziehungen in der Gemeinschaft,
10. Stärkung der Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft,
11. Stärkung der Gemeinschaft der Wohnungseigentümer im Rechtsverkehr,
12. Sondereigentumsfähigkeit von Freiflächen,
13. Modernisierung des gerichtlichen Verfahrensrechts und schließlich
14. Regelungen im Übrigen.

Wenngleich nicht überall auf den ersten Blick erkennbar, sind damit viele
wichtige Regelungsmechanismen innerhalb des rechtlichen Organismus Woh-
nungs-/Teileigentum unmittelbar von der Reform betroffen. Die Novelle kann
unter dem Strich als ambitioniert bezeichnet werden. Sicherlich ist sie das bislang
größte und folgenreichste Änderungsvorhaben des Gesetzgebers im Wohnungsei-
gentumsrecht. Auswirkungen ergeben sich primär für Wohnungs- und Teileigen-
tümer sowie für Verwalter des gemeinschaftlichen Eigentums. Sie ergeben sich

12 Vgl. BR-Drs. 75/51, Anlage 2, 4, 10.
13 So BT-Drs. 19/18791, 23.
14 Vgl. BT-Drs. 19/18791, 24 ff.

§ 2  Das WEMoG – grundlegende Erwägungen des Gesetzgebers und Auswirkungen
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daneben aber auch für die anwaltlichen Berater und Notare – für beide nicht
selten in Verbindung mit einem eigenen Haftungsrisiko – sowie für Gerichte, die
mit der Entscheidung wohnungseigentumsrechtlicher Streitigkeiten befasst sind.
Schließlich tangiert die Novelle noch die Rechtspositionen von Mietern, die eine
Eigentumswohnung oder ein Teileigentum angemietet haben. Sie ist damit nicht
nur inhaltlich breit aufgestellt, sondern auch im Hinblick auf den betroffenen
Personenkreis weit aufgefächert.

§ 2  Das WEMoG – grundlegende Erwägungen des Gesetzgebers und Auswirkungen
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Überblick
Im Einzelnen bringt die Novelle zu einer Vielzahl von wohnungseigentumsrecht-
lichen Themen Änderungen der bislang geltenden Rechtslage mit sich. Das Ge-
setzgebungsvorhaben begleitend wurde dazu ausgeführt:15

„Das WEG wird grundlegend reformiert. Die Schwerpunkte der Reform lie-
gen in folgenden Aspekten:

n Jede Wohnungseigentümerin und jeder Wohnungseigentümer soll im
Grundsatz einen Anspruch darauf haben, dass ihr beziehungsweise ihm
auf ihre beziehungsweise seine Kosten der Einbau einer Lademöglichkeit
für ein Elektrofahrzeug, der barrierefreie Aus- und Umbau sowie Maß-
nahmen des Einbruchsschutzes und zum Glasfaseranschluss gestattet wer-
den.

n Auch jede Mieterin und jeder Mieter soll im Grundsatz einen Anspruch
darauf haben, dass ihr beziehungsweise ihm auf ihre beziehungsweise sei-
ne Kosten der Einbau einer Lademöglichkeit für ein Elektrofahrzeug, der
barrierefreie Aus- und Umbau sowie Maßnahmen des Einbruchsschutzes
gestattet werden. Darüber hinaus sollen unnötige Friktionen zwischen

I.

15 BR-Drs. 168/20, 1 f.

§ 3  Das neue WEG nach WEMoG
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Wohnungseigentums- und Mietrecht abgebaut werden, insbesondere in-
dem die Vorgaben zur Betriebskostenabrechnung harmonisiert werden.

n Die Beschlussfassung über bauliche Veränderungen der Wohnanlage soll
vereinfacht werden, insbesondere für Maßnahmen, die zu nachhaltigen
Kosteneinsparungen führen oder die Wohnanlage in einen zeitgemäßen
Zustand versetzen.

n Die Rechte von Wohnungseigentümerinnen und Wohnungseigentümern
sollen erweitert werden, insbesondere indem das Recht auf Einsichtnahme
in die Verwaltungsunterlagen im Gesetz festgeschrieben und ein jährlicher
Vermögensbericht des Verwalters eingeführt wird, der über die wirtschaft-
liche Lage der Gemeinschaft Auskunft gibt. Auch die Möglichkeit, sich
von einer Verwalterin oder einem Verwalter zu trennen, in den die Woh-
nungseigentümerinnen und Wohnungseigentümer das Vertrauen verloren
haben, soll erleichtert werden.

n Die Wohnungseigentümerversammlung soll als zentraler Ort der Entschei-
dungsfindung aufgewertet werden, indem die Ladungsfrist verlängert und
Hürden für die Beschlussfähigkeit beseitigt werden. Zugleich soll es Woh-
nungseigentümern ermöglicht werden, die Chancen der Digitalisierung zu
nutzen, insbesondere indem die OnlineTeilnahme an Versammlungen und
die elektronische Beschlussfassung gestattet werden.

n Der Verwaltungsbeirat soll gestärkt werden, indem seine Zusammenset-
zung flexibilisiert und die Haftung seiner Mitglieder beschränkt werden.

n Die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums soll effizienter gestaltet
werden, indem die Rolle der rechtsfähigen Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentümer klar konzipiert und ihre Teilnahme am Rechtsverkehr verein-
facht werden.

n Das Streitpotential in der Gemeinschaft soll reduziert werden, indem
streitträchtige Vorschriften klarer gefasst werden. Das gilt insbesondere
für die Vorschriften zu Wirtschaftsplan und Jahresabrechnung, zu bauli-
chen Veränderungen und zur Entstehung und Stellung der rechtsfähigen
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer.

n Lässt sich ein Streit nicht vermeiden, soll eine Änderung der gerichtlichen
Verfahrensvorschriften eine effiziente Streitbeilegung fördern.“

Umgesetzt werden diese gesetzgeberischen Ziele einerseits durch Änderungen des
WEG selbst und andererseits durch Änderungen außerhalb des WEG, die die Re-
form quasi flankieren. Der Schwerpunkt liegt dabei natürlich auf den Neuerung-
en innerhalb des WEG. Art. 1 WEMoG, der diesen Teil der Reform enthält, um-
fasst insgesamt 33 Gliederungsziffern. Die textmäßig größten Veränderungen
zeigen sich im Hinblick auf die Kernanliegen der Reform, also vor allem bei
§§ 9 a und 9 b WEG (Gemeinschaft der Wohnungseigentümer), §§ 13 bis 15
WEG (Rechte und Pflichten der Wohnungseigentümer, Pflichten Dritter), §§ 21

I.  Überblick
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und 22 WEG (bauliche Veränderungen) sowie §§ 43 bis 45 WEG (Verfahrens-
vorschriften). Außerhalb des WEG ist vor allem der neue § 554 BGB zu nennen
(Art. 2 Nr. 1 WEMoG), der im mietrechtlichen Kontext Regelungen zur Barriere-
reduzierung, E-Mobilität und zum Einbruchsschutz zur Verfügung stellt.

Änderungen systematisch geordnet nach Stichworten
Die Gliederung des Art. 1 WEMoG orientiert sich am Aufbau des WEG. Im Ein-
zelnen bringt die Novelle zu einer Vielzahl von wohnungseigentumsrechtlichen
Themen Änderungen der bislang geltenden Rechtslage mit sich. Nicht selten be-
treffen die Veränderungen, obgleich inhaltlich zusammengehörend, mehrere Pa-
ragrafen. Des leichteren Zugriffs wegen werden die für die Praxis wichtigen Än-
derungen deshalb nachfolgend systematisch geordnet nach den einschlägigen
Stichworten dargestellt.

Bauliche Veränderungen
Die Vorschriften zu den baulichen Veränderungen wurden einschneidend refor-
miert. Elzer16 bezeichnet die Änderungen in diesem Bereich zu Recht als eine der
Kernänderungen. Auch der Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur
WEG-Reform, die die Änderungen vorbereitete, hat im Rahmen der baulichen
Veränderungen eine in diesem Sinne große Lösung präferiert und vorgeschla-
gen.17

Die Vorschriften zu den baulichen Veränderungen wurden in dem neuen Ab-
schnitt 4 „Rechtsverhältnis der Wohnungseigentümer untereinander und zur Ge-
meinschaft der Wohnungseigentümer“ in den §§ 20, 21 WEG geregelt. Der bis-
herige Standort wurde aufgegeben.

Die Vorschriften der §§ 20, 21 WEG nach WEMoG lauten wie folgt:

§ 20 Bauliche Veränderungen

(1) Maßnahmen, die über die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftlichen Eigen-
tums hinausgehen (bauliche Veränderungen), können beschlossen oder einem Wohnungsei-
gentümer durch Beschluss gestattet werden.

(2) Jeder Wohnungseigentümer kann angemessene bauliche Veränderungen verlangen, die

1. dem Gebrauch durch Menschen mit Behinderungen,
2. dem Laden elektrisch betriebener Fahrzeuge,
3. dem Einbruchsschutz und
4. dem Anschluss an ein Telekommunikationsnetz mit sehr hoher Kapazität

dienen. Über die Durchführung ist im Rahmen ordnungsmäßiger Verwaltung zu beschlie-
ßen.

II.

1.

16 MDR 2020, R 5 – R 7.
17 ZWE 2019, 429 (445).

§ 3  Das neue WEG nach WEMoG
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(3) Unbeschadet des Absatzes 2 kann jeder Wohnungseigentümer verlangen, dass ihm eine
bauliche Veränderung gestattet wird, wenn alle Wohnungseigentümer, deren Rechte durch
die bauliche Veränderung über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche
Maß hinaus beeinträchtigt werden, einverstanden sind.

(4) Bauliche Veränderungen, die die Wohnanlage grundlegend umgestalten oder einen
Wohnungseigentümer ohne sein Einverständnis gegenüber anderen unbillig benachteiligen,
dürfen nicht beschlossen und gestattet werden; sie können auch nicht verlangt werden.

§ 21 Nutzungen und Kosten bei baulichen Veränderungen

(1) Die Kosten einer baulichen Veränderung, die einem Wohnungseigentümer gestattet
oder die auf sein Verlangen nach § 20 Absatz 2 durch die Gemeinschaft der Wohnungsei-
gentümer durchgeführt wurden, hat dieser Wohnungseigentümer zu tragen. Nur ihm ge-
bühren die Nutzungen.

(2) Vorbehaltlich Absatz 1 haben alle Wohnungseigentümer die Kosten einer baulichen
Veränderung nach dem Verhältnis ihrer Anteile (§ 16 Absatz 1 Satz 2) zu tragen,

1. die mit mehr als zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und der Hälfte aller Miteigen-
tumsanteile beschlossen wurde, es sei denn, die bauliche Veränderung ist mit unverhält-
nismäßigen Kosten verbunden, oder

2. deren Kosten sich innerhalb eines angemessenen Zeitraums amortisieren.

Für die Nutzungen gilt § 16 Absatz 1.

(3) Die Kosten anderer als der in den Absätzen 1 und 2 bezeichneten baulichen Verände-
rungen haben die Wohnungseigentümer, die sie beschlossen haben, nach dem Verhältnis
ihrer Anteile (§ 16 Absatz 1 Satz 2) zu tragen. Ihnen gebühren die Nutzungen entspre-
chend § 16 Absatz 1.

(4) Ein Wohnungseigentümer, der nicht berechtigt ist, Nutzungen zu ziehen, kann verlan-
gen, dass ihm dies nach billigem Ermessen gegen angemessenen Ausgleich gestattet wird.
Für seine Beteiligung an den Nutzungen und Kosten gilt Absatz 3 entsprechend.

(5) Die Wohnungseigentümer können eine abweichende Verteilung der Kosten und Nut-
zungen beschließen. Durch einen solchen Beschluss dürfen einem Wohnungseigentümer,
der nach den vorstehenden Absätzen Kosten nicht zu tragen hat, keine Kosten auferlegt
werden.

§ 16 Abs. 3 WEG regelt folgendermaßen:

Für die Kosten und Nutzungen bei baulichen Veränderungen gilt § 21.

§ 13 Abs. 2 WEG beinhaltet für Maßnahmen, die über die ordnungsgemäße In-
standhaltung und Instandsetzung des Sondereigentums hinausgehen, also fak-
tisch „bauliche Veränderungen“ des Sondereigentums, eine partielle Rechts-
grundverweisung. Die Norm führt wie folgt aus:

Für Maßnahmen, die über die ordnungsmäßige Instandhaltung und Instandsetzung (Er-
haltung) des Sondereigentums hinausgehen, gilt § 20 mit der Maßgabe entsprechend, dass
es keiner Gestattung bedarf, soweit keinem der anderen Wohnungseigentümer über das bei
einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst.

II.  Änderungen systematisch geordnet nach Stichworten
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§ 15 Nr. 2 WEG regelt schließlich eine Duldungspflicht Dritter, insbesondere
Mieter, für bauliche Veränderungen. Das WEMoG greift an dieser Stelle also
auch in Mietverhältnisse ein. Die Vorschrift, die auf eine Harmonisierung mit
dem Mietrecht abzielt, führt wie folgt aus:

Wer Wohnungseigentum gebraucht, ohne Wohnungseigentümer zu sein, hat gegenüber der
Gemeinschaft der Wohnungseigentümer und anderen Wohnungseigentümern zu dulden:

[…]

2. Maßnahmen, die über die Erhaltung hinausgehen, die spätestens drei Monate vor
ihrem Beginn in Textform angekündigt wurden; § 555 c Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
und 2, Absatz 2 bis 4 und § 555 d Absatz 2 bis 5 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten
entsprechend.

§ 554 BGB (Barrierereduzierung, E-Mobilität und Einbruchsschutz) wird zudem
an den neuen § 20 Abs. 2 WEG angepasst. Hier zeigt sich die beabsichtigte Har-
monisierung von Wohnungseigentums- und Mietrecht.

Durch die Neuregelungen sollen bauliche Veränderung in WEG-Anlagen erheb-
lich erleichtert und das Verfahren vereinfacht werden. Hierdurch sollen ua Sa-
nierungs- und sonstige energetische Maßnahmen gerade im Hinblick auf die
Klimaschutzziele leichter möglich werden. Die geltende Rechtslage führe dazu,
dass der bauliche Zustand der Wohnungseigentumsanlage „versteinert“ werde.18

Zugleich soll die Kostentragungspflicht für solche Maßnahmen neu geregelt wer-
den.

Bauliche Veränderungen des gemeinschaftlichen Eigentums
§ 20 Abs. 1 WEG weist die Beschlusskompetenz für bauliche Veränderungen des
gemeinschaftlichen Eigentums den Wohnungseigentümern zu. Der Begriff der
baulichen Veränderung wird legaldefiniert. Hiernach sind bauliche Veränderun-
gen „Maßnahmen, die über die ordnungsmäßige Erhaltung des gemeinschaftli-
chen Eigentums hinausgehen“. Der Begriff der Erhaltung wird wiederum in § 13
Abs. 2 WEG definiert. Erhaltung ist hiernach die „Instandhaltung und Instand-
setzung“. Bauliche Veränderungen sind also – wie bisher – Maßnahmen, die
über die ordnungsgemäße Instandhaltung und Instandsetzung hinausgehen. Zur
ordnungsgemäßen Verwaltung gehört weiterhin die ordnungsgemäße Erhaltung
des gemeinschaftlichen Eigentums.19 Modernisierende Instandsetzungen sind –
wie bisher – unter die Instandsetzungen zu fassen, obgleich der Regierungsent-
wurf die Streichung des § 22 Abs. 3 WEG vorsah, der ebenfalls lediglich der
Klarstellung diente.20

a)

18 Vgl. BT-Drs. 19/18791, 24.
19 § 19 Abs. 2 Nr. 2 WEG.
20 BT-Drs. 16/887, 32.

§ 3  Das neue WEG nach WEMoG
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Die Wohnungseigentümer können sowohl selbst bauliche Veränderungen des
gemeinschaftlichen Eigentums beschließen als auch einzelnen Wohnungseigentü-
mern durch Beschluss die Ausführung baulicher Veränderungen gestatten.

Ein besonderes Quorum sieht § 20 Abs. 1 WEG nicht vor, so dass die einfache
Stimmenmehrheit genügt.21 Da durch das WEMoG zugleich § 25 Abs. 3 WEG
aF (Quorum für die Beschlussfähigkeit) gestrichen wurde, sind hier auch Min-
derheitsbeschlüsse denkbar.22

Die Rechtmäßigkeit der Beschlussfassung über eine bauliche Veränderung soll le-
diglich unter den Voraussetzungen der sogenannten Veränderungssperre des § 20
Abs. 4 WEG entfallen, wobei auch solche Beschlüsse keineswegs nichtig, sondern
lediglich anfechtbar sind.23 Hierzu führte bereits der Schlussbericht der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe zur WEG-Reform24 wie folgt aus: „Ob ein Beschluss über
eine bauliche Veränderung rechtmäßig ist, soll durch eine typisierte Interessenab-
wägung ermittelt werden. Veränderungssperren sollen jedenfalls die grundlegen-
de Umgestaltung der Wohnanlage sowie ein „Sonderopferverbot“ sein, das es
untersagt, einzelne Wohnungseigentümer unbillig zu belasten.“

Die Kernbegriffe des § 20 Abs. 4 WEG „grundlegende Umgestaltung der Wohn-
anlage“ und „unbillige Benachteiligung“ sind dem Wortlaut des § 22 Abs. 2
WEG aF entlehnt, wonach Modernisierungsmaßnahmen iSd § 555 b Nr. 1 bis 5
BGB, die die Eigenart der Wohnanlage nicht ändern und keinen Wohnungseigen-
tümer gegenüber anderen unbillig beeinträchtigen, mit einer ¾ Mehrheit be-
schlossen werden konnten.25

Der BGH schließt Maßnahmen, die die Eigenart der Wohnanlage ändern, bereits
aus dem Begriff der Modernisierung iSd § 555 b Nr. 1 bis 5 BGB aus. Eine Mo-
dernisierungsmaßnahme iSd § 555 b BGB liegt nach der Rechtsprechung nicht
vor, wenn hierdurch etwas völlig Neues entsteht. Eine Modernisierung zeichne
sich dadurch aus, dass sie zwar auf der einen Seite über eine reine Instandsetzung
hinausgeht, gleichzeitig jedoch auf dem bisherigen Zustand der Wohnung auf-
baut und diese lediglich in einem solchem Umfang verändert, dass ihr bisheriger
Charakter noch erhalten bleibt.26

Mediger27 erwägt offenbar die vorgenannte Rechtsprechung zu Modernisie-
rungsmaßnahmen iSd § 555 b BGB auch auf den Begriff der „grundlegenden
Umgestaltung“ anzuwenden.

21 Vgl. § 25 Abs. 1 WEG.
22 Kritisch im Hinblick auf den Minderheitenschutz Becker/Schneider ZfIR 2020, 281 (299).
23 Vgl. BT-Drs. 19/18791, 64.
24 ZWE 2019, 429 (444).
25 Vgl. Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur WEG-Reform ZWE 2019, 429 (446).
26 BGH 21.11.2017 – VIII ZR 28/17, NJW 2018, 1008; BeckOK MietR/Müller BGB § 555 b Rn. 7 a.
27 NZM 2020, 269 (271).
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